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Gehrden.Mit demKlimaschutz ist es
so eine Sache: Alle wissen, dass
dringend etwas geschehen muss,
doch im Alltag wird das Thema oft
verdrängt. Die Stadt Gehrden will
mit gutemBeispiel vorangehen.Um
denWegzurKlimaneutralität zueb-
nen, hat die Verwaltung vom Ham-
burg Institut Consulting (HIC) ein
aktualisiertes integriertes Vorrei-
terkonzept entwickeln lassen. Zu-
demarbeitetdieStadtaneinerkom-
munalenWärmeplanung.Ziel ist es,
das Stadtgebiet bis zum Jahr 2035
treibhausgasneutral zumachen.

Vorgestellt hat das Konzept die
HIC-Projektleiterin Jana Kapfer im
Ausschuss für Klima, Energie und
Umwelt. Die von ihr präsentierten
Datenzeigenein fürKleinstädteoh-
negroße Industrie typischesBild: 52
Prozent der im Stadtgebiet erzeug-
ten Emissionen stammen aus priva-
ten Haushalten. Der Autoverkehr

schlägtmit26ProzentzuBuche,Ge-
werbe und Handel machen 14 Pro-
zent aus.

EinähnlichesBildzeigt sichbeim
Energieverbrauch, der 2023bei ins-
gesamt 214 Gigawattstunden
(GWh) lag. Auch hier liegen die
Haushalte mit 54 Prozent vorn vor
dem Verkehr (24 Prozent) und der
Wirtschaft (22 Prozent). Größter
Posten beimVerbrauch ist nachwie
vor Erdgas (38 Prozent), gefolgt von
Treibstoffen (24 Prozent).

Um die Emissionen drastisch zu
senken, müssen laut Kapfer vor al-
lem der Strom- und Energiever-
brauch reduziert und gleichzeitig
der Anteil regenerativer Energien
massiv gesteigert werden. Die Gut-
achterin empfiehlt dafür Freiflä-
chen-Photovoltaik, Solarenergie
auf Dächern und ein Repowering
der bestehenden Windkraftanla-
gen.

Auch beimHeizenmüsse sich ei-
niges ändern. Aktuell werde in

GehrdennochzuvielmitErdgasge-
heizt, so Kapfer. Notwendig seien
eine höhere Bereitschaft der Bürger
für den Einbau vonWärmepumpen
und eine stärkere energetische Sa-
nierung von Gebäuden. Begleitet
werden müsse dies durch die kom-
munaleWärmeplanung.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die
Mobilität. Um den Autoverkehr in
der Stadt zu reduzieren, fordert
Kapfer, den Fuß- und Radverkehr
zu stärken, ein attraktiveres Nah-
verkehrsangebot zu schaffen und
die E-Mobilität durch zusätzliche
Ladesäulen im Stadtgebiet zu för-
dern.

Die Stadtverwaltung selbst
nimmt ebenfalls eine Vorbildrolle
ein. Durch klimaneutrales Agieren
bei den eigenen Liegenschaften, im
Fuhrpark und im Beschaffungswe-
sen sollen ebenfalls Treibhausgase
eingespart werden.

Dennoch macht Projektleiterin
Kapfer deutlich, dass die Stadt al-

lein die Kehrtwende nicht schaffen
kann. „Die überregionale Politik
spielt bei alldem eine entscheiden-
deRolle“, betont sie.Dadiewesent-
lichen Vorgaben auf Bundesebene
gemachtwerden, gebe es nurweni-
geBereiche, auf dieGehrdendirek-
ten Einfluss hat.

Um die Bürgerinnen und Bürger
besser einzunbinden, schlägt Kap-
ferunteranderemeineaktivereund
zielgruppenspezifischere Kommu-
nikation vor. Zudem regt sie die
Gründung eines Klimabeirats und
das Aufstellen verbindlicher Nach-
haltigkeitsrichtlinienbeiderVerga-
be von städtischen Flächen an.

An die Politik gerichtet machte
die Gutachterin zudem klar, dass
die entsprechenden Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden müss-
ten. „Es müssen personelle und fi-
nanzielle Ressourcen bereitgestellt
und entsprechende Beschlüsse ge-
fasstwerden.“ InderSitzungwider-
sprach diesemAppell niemand.

Gehrden peilt Klimaneutralität bis 2035 an
Vorreiterkonzept vorgestellt: Gutachterin fordert mehr Tempo bei Energiewende und Mobilität. Privathaushalte und Autoverkehr belasten die Bilanz.

Von Dirk Wirausky

Zu viele Fahrzeuge: Der Autoverkehr ist einer der größten Verursacher von Treib-

hausgasen und gesundheitsschädlichen Luftschadstoffen – auch in Gehrden.
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Ronnenberg. „Jetzt zählt es“ – mit
diesem kurzen Satz stimmt der Vor-
standderBürgerinitiative (BI) „Bau-
schuttdeponie – Nein Danke!“ Mit-
glieder und Unterstützer auf die
kommendenMonate ein. Es sollWi-
derstand geben gegen die geplante
AbdeckungderRonnenbergerKali-
halde.NachBeendigungeinesRun-
den Tisches zu dem Verfahren im
Jahr 2021hattedieBI auf dieDetails
eines entsprechenden Antrags des
Eigentümers gewartet.Wie jetzt be-
kanntwurde, hat das Landesamt für
Bergbau, Energie und Geologie
(LBEG) als Genehmigungsbehörde
inzwischen das Planfeststellungs-
verfahren eröffnet und Anfang des
Monats die Unterlagen öffentlich
ausgelegt.

„Jetzt haben wir Klarheit“, sagt
der BI-VorsitzendeMarc Bierhance.
„Aus unserer Sicht ist der Antrag
eine Kampfansage und Motivation
in der Sache.“ Bei der BI hat derAn-
trag der Firma Menke Ronnenberg
Umwelt Service GmbH aus Hanno-
ver imAuftrag des EigentümersHo-
rizon Immobilien rege Betriebsam-
keit ausgelöst. Zum einen soll eine
Stellungnahme zu den auf der
LBEG-Internetseite öffentlich aus-
gelegten Antragsunterlagen bis
zumAblauf der Frist am10.Novem-
ber formuliert werden. Zudem sol-
len die Mitglieder mobilisiert und
dasBewusstsein fürdieausSichtder
BI negativen Begleiterscheinungen
der geplanten Arbeiten wieder ge-
schärft werden.

DerVorsitzendeundBI-Sprecher
Maik Hartje kritisieren die Unter-
nehmensseite insbesondere für die
von ihnen empfundene Abkehr von
den Kompromissen, die am Runden
Tisch erarbeitet worden sind. Bier-
hance und Hartje führen das unter
anderemaufdenpersonellenWech-
sel an der Spitze der Firmen zurück,
diees inderZwischenzeitgab.„Ma-
terialwahl, Belastungen durch
Staub und Lärm, Betriebszeiten,
Haldenaufbau, Nähe der Wohnbe-
bauung, zu geringeSchutzmaßnah-
men, Anfahrtsrouten geben Grund
zur aktivenGegenwehr“, schreiben
diebeiden ineinerMitteilungandie
BI-Mitglieder, die in den kommen-
den Tagen auch als Flyer in Haus-
halten in Ronnenberg und Umge-
bung verteilt werden soll. Es gelte,
den Menschen die Gründe für den
WiderstandgegendieAbdeckungs-
pläne wieder in Erinnerung zu ru-
fen. Nach vielen Jahren Stillstand
sei das nicht mehr jedem präsent,
meint Bierhance.

Vor acht Jahren hatte Menke
zum ersten Mal öffentlich über die
Pläne gesprochen, die Halde mit
Bauschutt abdecken und später be-
grünen zu wollen. Ziel ist es, die

Auswaschung von Salz aus dem
Berg deutlich zu verringern – zum
Schutz des Grundwassers und der
Fösse, in die dasHaldenabwasser in
Hannover-Badenstedt eingeleitet
wird. Aufgrund der engenWohnbe-
bauunganderHaldekeimte schnell
Widerstandaufgegendenzuerwar-
tenden Lkw-Verkehr über viele

Jahre,LärmundStaubaufgrundder
Arbeiten und Gefährdungen durch
den zum Teil belasteten Bauschutt,
der verwendet werden soll.

Dem Bürgerprotest schloss sich
der Ronnenberger Rat mit einer Re-
solutiongegendieMenke-Plänean,
die später auch von der Regionsver-
sammlung getragen wurde. Viele

Landes- undBundespolitiker unter-
stützten den Protest und kamen da-
zu nach Ronnenberg. Der heutige
Ministerpräsident Olaf Lies (SPD)
war in anderen Ämtern allein drei-
mal zu Besuch an der Halde. Am
Runden Tisch ließen die Vertreter
des LBEG schließlich durchblicken,
dass die von Menke geplante Men-
ge an Bauschutt nicht genehmi-
gungsfähig sei, sondern nur eine
Mindestmenge auf den Salzberg
aufgetragenwerden darf.

Dieser Kompromiss sei mit dem
nun vorgelegten Antrag „atomi-
siert“ worden, meint Bierhance, der
nur einenSteinwurf vomHaldenfuß
entfernt wohnt. Mehr noch: Offen-
barwolleMenkeauf einerNaturflä-
che, die erst vor wenigen Monaten
seitens der Region Hannover unter
besonderen Schutz gestellt worden
war, eine Auffahrrampe zur Halde
und weitere Betriebsanlagen er-
richten – in unmittelbarer Nähe zu
den Anwohnern. Dort sollen die
Lastwagen an sechs Tagen in der
Wocheüber rundacht Jahrehinweg
den Bauschutt auf den Haldenkör-
per schaffen. So sehen es Pläne der
Unternehmen vor – eine unerträgli-

che Aussicht für die BI. Bierhance
undHartjemacheneinenentschlos-
senenEindruck.Momentanbefinde
man sich im intensiven Austausch
mit der Verwaltung der Stadt Ron-
nenberg,denRechtsberaternderBI,
dem Umweltverband LBU und di-
versen Gutachtern. „Wir rechnen
uns guteChancen aus, im Sinne der
Bevölkerung und des Naturschut-
zes einen guten Kompromiss zu er-
ringen“, sagt der Vorsitzende.

Die BI will aber auch wieder
sichtbarer werden. So sollen Videos
für die sozialen Netzwerke entste-
henundProtestaktionenvorbereitet
werden. Denkbar seien auch Simu-
lationen der Geräuschbelastungen,
etwa mithilfe von großen landwirt-
schaftlichen Fahrzeugen, sagt Bier-
hance.

Trotz aller Kritik an den Inhalten
begrüßendieMitgliederdesBI-Vor-
stands das Planfeststellungsverfah-
ren. Es biete Klarheit und sei besser
als der „Schwebezustand“ der ver-
gangenenJahre.UndsolltedasVer-
fahrennichtmitdemerhofftenKom-
promiss enden, werde es einen Be-
schlussgeben,gegendendieBInot-
falls klagen könnte.

„Jetzt zählt es“
Nach Eröffnung des Planungsverfahrens:

Bürgerinitiative gegen die Bauschuttdeponie in Ronnenberg mobilisiert zumWiderstand

Von uwe Kranz

Geringer Abstand: Vom Fuß der Halde (links) bis zurWohnbebauung in Ronnenberg (rechts) sind es nur wenigeMeter. FoTos: uWe KRAnZ

Hauptzufahrt: nach den Plänen der unternehmen könnte im Bereich dieses To-

res nahe demWeetzer Kirchweg der Lkw-Verkehr auf das Haldengelände gelan-

gen.
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